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NACHRICHTEN

Niinistö wieder
finnischer Präsident
Helsinki. Der Konservative Sauli
Niinistö bleibt Präsident in Finn-
land. Der 69 Jahre alte Amtsin-
haber gewann die Wahl am Sonn-
tag so klar, dass zum ersten Mal
seit Einführung der Direktwahl
keine Stichwahl nötig ist. Niinistö
kam auf 62,7 Prozent der Stim-
men. Sein größter Konkurrent, der
Grüne Pekka Haavisto, war mit
12,4 Prozent weit abgeschlagen.
So einen großen Vorsprung gab es
selbst in einer Stichwahl zuvor nie.
Zur Abstimmung aufgerufen wa-
ren 4,5 Millionen Bürger. dpa/nd

Stichwahl um
Präsidentschaft in Zypern
Nikosia. Die Zyprer müssen in ei-
ner Stichwahl am kommenden
Sonntag über ihren neuen Präsi-
denten entscheiden. In der ersten
Runde der Präsidentenwahl an
diesem Sonntag setzte sich der
amtierende konservative Präsi-
dent Nikos Anastasiades (71) zwar
gegen seine Mitbewerber durch,
verfehlte aber deutlich die not-
wendige absolute Mehrheit.
Wahlexperten rechnen nun mit ei-
ner spannenden Stichwahl gegen
den Kandidaten der Linken, Stav-
ros Malas (50). Der direkt vom
Volk gewählte Präsident auf Zy-
pern ernennt die Regierung und
führt sie. dpa/nd

Polen und Israel für
Holocaust-Dialog
Tel Aviv. Israel und Polen suchen
nach israelischen Angaben das
Gespräch im Streit über die Mit-
schuld von Polen an der Ermor-
dung von Juden während des Ho-
locaust. Ministerpräsident Benja-
min Netanjahu und Regierungs-
chef Mateusz Morawiecki hätten
am Sonntagabend miteinander
telefoniert, teilte Netanjahus Büro
in der Nacht zum Montag mit. Ar-
beitsgruppen beider Länder wür-
den »sofort einen Dialog aufneh-
men, um zu versuchen, Einigun-
gen bezüglich der Gesetzgebung
zu erreichen«, hieß es in der Mit-
teilung. Auslöser des Streits ist ei-
ne verschärfte polnische Strafvor-
schrift. Demnach soll die histo-
risch falsche Bezeichnung »polni-
sche Todeslager« für deutsche
Vernichtungslager der Nazis im
besetzten Polen während des
Zweiten Weltkriegs künftig mit
Geldstrafen oder Gefängnis von
bis zu drei Jahren bestraft wer-
den. dpa/nd Kommentar S. 4

Kremlkritiker Nawalny
wieder freigelassen
Moskau. Kremlkritiker Alexej Na-
walny ist nach seiner vorüberge-
henden Festnahme bei Protesten
gegen Präsident Wladimir Putin
wieder auf freiem Fuß. Er hatte für
Sonntag zu landesweiten De-
monstrationen gegen die Präsi-
dentschaftswahl am 18. März auf-
gerufen. Tausende Menschen in
rund 120 Städten folgten seinem
Aufruf. Der Kreml sieht in Na-
walny keine ernsthafte Bedro-
hung für Putin. Dessen Beliebt-
heit gehe weit über die Grenzen
Russlands hinaus, so Kremlspre-
cher Dmitri Peskow. Derweil hat
die Präsidentschaftsbewerberin
Xenia Sobtschak am Montag Un-
bekannten einen Brandanschlag
auf das Auto ihres Wahlkampf-
koordinators im Gebiet Pskow
vorgeworfen. Das Fahrzeug sei am
Wochenende in Flammen aufge-
gangen. Agenturen/nd

Streit um KZ zwischen
Serbien und Kroatien
Belgrad. Zwischen Serbien und
Kroatien ist ein heftiger Streit um
das ehemalige Konzentrationsla-
ger Jasenovac im faschistischen
Staat Kroatien während des Zwei-
ten Weltkriegs entbrannt. Zagreb
warf dem Nachbarn vor, mit einer
Ausstellung im UN-Hauptquartier
die Fakten zumanipulieren. Im KZ
Bosnien waren Juden, Serben so-
wie Roma bestialisch ermordet
worden. Serbische Quellen spre-
chen von bis zu 700 000 Toten,
kroatische von etwa 40 000.
dpa/nd

»Unerhörte Bedingungen« für Puigdemont
Im Parlament in Barcelona entscheidet sich, ob der exilierte katalanische Regierungschef wiedergewählt wird
In der Katalonien-Krise kommt es
zum nächsten Showdown: Der Un-
abhängigkeitsführer Carles Puigde-
mont will sich am Dienstag erneut
zum Regionalpräsidenten wählen
lassen.

Von Ralf Streck, San Sebastián

Gespannt wartet Katalonien darauf,
was am heutigen Dienstag um 15 Uhr
im Parlament in Barcelona geschieht.
Denn dort soll der von Spanien ver-
gangenen Oktober geschasste Präsi-
dent Carles Puigdemont erneut ins
Amt eingeführt werden. Puigdemont
befindet sich seitdem im Exil in Bel-
gien. Seine Amtseinführung ist de ju-
re möglich. Am Samstag hatte das
spanische Verfassungsgericht einen
ambivalenten Beschluss gefasst. Pu-
igdemont darf gewählt werden, so er
im Parlament aufläuft. Gegen Puig-
demont läuft ein spanischer Haftbe-
fehl, der bei Wiedereinreise vollzo-
gen würde.
Die spanische Zentralregierung

hatte beantragt, Puigdemont ohne
Wenn und Aber als Kandidaten aus-
zuschließen. Damit ist Ministerprä-
sident Mariano Rajoy zweifach ge-
scheitert. Schon am Freitag hatte der
Staatsrat, der dafür befragt werden
muss, eine präventive Maßnahme ab-
gelehnt. Er sah keine Basis dafür, da
Puigdemont keinerlei Rechte aber-
kannt wurden. Trotz allem zog Ra-
joy, erstmals gegen die Weisung des
Staatsrats, mit einer Beschwerde ans
Verfassungsgericht.
Puigdemont wurde von den Un-

abhängigkeitsparteien aufgestellt, die
die Zwangswahlen am 21. Dezember
2017 so wie schon 2015 gewonnen
haben. Die Entscheidung des Verfas-
sungsgerichtes ist nicht Fisch noch
Fleisch. Richterin Garbiñe Biurrun
stellte fest, dass sich die Verfassungs-
richter bisher um den eigentlichen Be-
schluss gedrückt hätten. »Es wurde
nicht entschieden, ob die Beschwerde
der Regierung angenommen wird
oder nicht.« Damit wäre die Sitzung
»vorläufig« ausgesetzt worden und
Puigdemont hätte kein Kandidat sein
können. Die Richterin am Obersten
Gerichtshof im Baskenland fügte an,
es seien »vorsorgliche Maßnahmen
bestimmt worden, die niemand beim
Verfassungsgericht beantragt hat«.

Wie die einflussreiche Zeitung »El
País« berichtet, habe »Panik« in Mad-
rid geherrscht, nachdem auch der Re-
ferent empfohlen hatte, die Be-
schwerde abzulehnen. Die »Minister
und Rajoy in der vordersten Reihe«
hätten dann den Richtern die
»schwerwiegende Lage für den Staat«
vermittelt, würde die Beschwerde ab-
gelehnt, schreibt die Zeitung mit Be-
zug auf Quellen in der Regierung.
So erklärt sich das zweifelhafte

Vorgehen, über die Annahme der Be-
schwerde gar nicht zu entscheiden,
aber »unerhörte Bedingungen« für
Puigdemont aufzustellen, wie dessen
Formation »Gemeinsam für Katalo-
nien« (JxCat) kritisiert. Darüber grif-

fen die Richter massiv in Rechte des
Parlaments ein. Definiert wurde, dass
Puigdemont dort persönlich erschei-
nen und an der Debatte um die Amts-
einführung teilnehmen müsse. Er
könne das weder delegieren, noch
über eine Liveschaltung lösen.
Puigdemont kann aber nicht im

Parlament erscheinen, sollte es ihm
nicht gelingen,massive Kontrollen an
der Grenze und am Parlament zu
umgehen. »Ohne ausdrückliche ge-
richtliche Genehmigung, darf keine
Amtseinführung stattfinden«, heißt
es im Beschluss des Verfassungsge-
richts. Spanien hält am »grotesken«
Haftbefehl wegen »Rebellion« und
»Aufruhr« gegen ihn fest, obwohl es

den Europäischen Haftbefehl zu-
rückgezogen hat.
Es ist unklar, ob Puigdemont bei

Richter Pablo Llarena die Teilnahme
beantragt. Llarena hatte zuvor drei in-
haftierten Parlamentariern nicht er-
laubt, an der konstituierenden Parla-
mentssitzung teilzunehmen, obwohl
dies sogar früher mutmaßlichen Mit-
gliedern der baskischen Untergrund-
organisation ETA erlaubt wurde. Klar
ist, dass drei der vier ehemaligen Mi-
nister, die auch in Belgien weilen, auf
ihren Sitz verzichtet haben, womit die
Mehrheit der Unabhängigkeitspartei-
en für Puigdemont gesichert ist. Das
Verfassungsgericht hatte auch be-
stimmt, dass die ihre Stimmen nicht

delegieren können. Geprüft wird der-
zeit eine Eilbeschwerde vor dem Eu-
ropäischen Menschenrechtsgerichts-
hof.
Was amDienstag um 15 Uhr im ka-

talanischen Parlament passiert, ist
noch völlig offen. Das Verfassungs-
gericht hat Puigdemont strafrechtli-
che Konsequenzen angedroht und al-
le auf die »Pflicht hingewiesen, jede
Initiative, die zum Ziel hat, die vor-
sorglich getroffenen Maßnahmen zu
umgehen oder zu ignorieren, zu ver-
hindern oder zu stoppen«. Ausdrück-
lich wird im Beschluss die »Amtsein-
führung von Puigdemont unter
Nichtbeachtung der vorsorglichen
Maßnahmen« benannt.

Ein Demonstrant trägt in Barcelona (Spanien) das Konterfei von Carles Puigdemont vor seinem Gesicht. Foto: dpa/Paco Freire

FPÖ legt trotz Nazi-Skandal zu
ÖVP verteidigt absolute Mandatsmehrheit in Niederösterreich

Bei der Landtagswahl in Niederös-
terreich am Sonntag hat die rechte
FPÖ ihren Stimmenanteil fast ver-
doppelt.

Von Manfred Maurer, Wien

Das hatte es in der österreichischen
Nachkriegsgeschichte noch nicht ge-
geben: Das Staatsoberhaupt fordert
am Tag vor einer Wahl den Rücktritt
eines Spitzenkandidaten. So gesche-
hen vergangenen Sonnabend, als
Bundespräsident Alexander van der
Bellen via ORF-Interview den Ab-
gang von Udo Landbauer forderte.
Der 31-Jährige FPÖ-Frontmann in
Niederösterreich steht seit Tagen
unter Beschuss, weil er stellvertre-
tender Vorsitzender der schlagen-
den Burschenschaft Germania war,
die sich nicht nur dem Wahlspruch
»Deutsch und treu in Tod und Not«
verpflichtet fühlt, sondern auch ein
Gesangbuch mit eindeutig antisemi-
tischen und nationalsozialistischen
Liedern hatte.
Den harten Kern der FPÖ-Fans

aber schreckte all das nicht ab. Bei
der ersten Landtagswahl seit dem
Start der schwarzblauen Bundesre-
gierung unter Kanzler Sebastian Kurz
(ÖVP) feierten die Rechtspopulisten
eine Beinahe-Verdoppelung ihres
Stimmenanteils: Laut vorläufigem
Endergebnis legte die FPÖ um rund
sechs Prozentpunkte zu und kam auf
14,8 Prozent.
Doch gemessen an den 26 Pro-

zent, die die Freiheitlichen in Nie-
derösterreich bei der Nationalrats-
wahl im Oktober erreicht hatten,
wirkt das gestrige Ergebnis eher be-
scheiden. Die noch vor Auffliegen des

Skandals erhobenen Umfragen hat-
ten der Landes-FPÖ jedenfalls ein
besseres Ergebnis prognostiziert.
Trotz leichter Verluste jubelte die

ÖVP am lautesten. Sie ging ohne ih-
ren im April 2017 nach 25 Jahren an
der Spitze Niederösterreichs in die
Rente gegangenen Übervater Erwin
Pröll in die Wahl. Seine Nachfolge-

rin Johanna Mikl-Leitner hat offen-
bar den Wandel von der umstritte-
nen Hardliner-Innenministerin zur
milden Landesmutter geschafft und
der ÖVP ein Wahlergebnis über den
eigenen Erwartungen beschert. 49,6
Prozent bedeuten zwar einMinus von
1,2 Punkten gegenüber 2013 und den
Verlust der absoluten Stimmen-
mehrheit. Dank Wahlarithmetik
bleibt jedoch die absolute Mandats-
mehrheit im Landtag erhalten: 29
statt bisher 30 der 56 Sitze werden
die Schwarzen besetzen. Erleichtert
über den ÖVP-Erfolg ist nicht zuletzt
der seit fünf Wochen amtierende
Bundeskanzler Sebastian Kurz, der
sich bei der Wahlparty in St. Pölten
über »viel Rückenwind« für seine
Wiener Koalition freute. Der neue
Weg der Volkspartei werde von den
Wählern honoriert, glaubt der ÖVP-
Chef.

Für eine ausgelassene Wahlparty
reichte es auch bei den Sozialdemo-
kraten. Sie legten mit ihrem Spit-
zenkandidaten Franz Schnabl um 2,3
Punkte auf 23,9 Prozent zu. 2013 war
die SPÖ auf ein historisches Tief von
21,6 Prozent abgestürzt. Der ganz
große Schwung, den manche ange-
sichts des FPÖ-Skandals und erster
Turbulenzen in der schwarzblauen
Bundesregierung erhofft hatten, ist
aber an diesem Wahlsonntag ausge-
blieben.
Noch gar keine Erholung können

die im Oktober aus dem Nationalrat
geflogenen Grünen feiern. Die Öko-
Partei bleibt zwar im niederösterrei-
chischen Landtag,musste abermit 6,4
Prozent ein Minus von 1,6 Prozent-
punkten hinnehmen. Die liberalen
Neos schafften dagegen mit 5,2 Pro-
zent glatt den erstmaligen Einzug in
den Landtag.
Spannend wird nun die Regie-

rungsbildung, bei welcher der Nazi-
Liederskandal eine Rolle spielen
müsste, sollte Landeshauptfrau Mikl-
Leitner ihrer Linie treu bleiben. Am
Tag vor der Wahl hatte sie eine Zu-
sammenarbeit mit Landbauer aus-
geschlossen. Aufgrund des in Nie-
derösterreich geltenden Proporzsys-
tems sind Parteien ab einer bestimm-
ten Stärke automatisch in der Lan-
desregierung vertreten. Nach dieser
Wahl behalten ÖVP und SPÖ ihre
sechs beziehungsweise zwei Regie-
rungssitze, die FPÖ zieht mit einem
Landesrat neu in die St. Pöltener Re-
gierung ein. Logischer Kandidat für
diese Position der FPÖ wäre Udo
Landbauer. Der ließ am Wahltag
noch offen, ob er auf einem Platz im
Regierungsteam bestehen werde.

Antisemitische und
nationalsozialistische
Lieder scheinen den
harten Kern der
FPÖ-Wähler nicht
abzuschrecken.

Visite im Krisenstaat
Deutscher Bundespräsident war in Jordanien

Von Karin Leukefeld

«Nie waren die Jordanisch-Deut-
schen Beziehungen enger« titelte am
Montag die »Jordan Times« anläss-
lich des Besuchs von Bundespräsi-
dent Frank-Walter Steinmeier. Tat-
sächlich kann König Abdullah der-
zeit über jede internationale Unter-
stützung froh sein, besonders wenn
sie finanzieller und militärischer Na-
tur ist, wie Berlin sie dem König-
reich anbietet. Jordanien ist in einer
schweren Krise, kein Konflikt der
Region geht spurlos an dem Land
vorbei. Die große Mehrheit der Be-
völkerung sind Palästinenser. Hinzu
kommen Hunderttausende Iraker,
die nach der US-Invasion 2003 flo-
hen. Seit 2011 kamen Syrer nach
Jordanien. Offiziell hat das UNHCR,
das UN-Flüchtlingskommissariat,
655 624 syrische Flüchtlinge regist-
riert, die vor allem in den beiden
großen Lagern (Zaatari, Al Azrak)
mitten in der Wüste leben. Die wirk-
liche Zahl dürfte weit höher liegen.
Jordanien hat weder Boden-

schätze noch Wasser. Es gehört zu
den Ländern weltweit mit den ge-
ringsten eigenen Wasserressourcen.
Gleichzeitig hat es pro Einwohner
die zweitgrößte Zahl an Flüchtlin-
gen aufgenommen. Das Flüchtlings-
lager Al Azrak ist nicht weit von der
gleichnamigen Militärbasis entfernt,
auf der seit Oktober 2017 auch 300
deutsche Soldaten stationiert sind.
Sowohl für die Irakinvasion 2003 als
auch für den Syrienkrieg 2011 wur-
de der jordanische Flughafen Am-
man und der Militärflughafen Al Az-
rak zu Drehscheiben für US-, briti-
sche und andere Militärs. Über den

Flughafen Amman wurden Waffen
und Kämpfer nach Syrien ge-
schleust. Das Bündnis der »Freunde
Syriens« etablierte in Amman eine
»Einsatzzentrale«, um Waffenver-
teilung, Bezahlung der Kämpfer und
Militäroperationen zu koordinieren.
Eine solche Operation war die

völkerrechtswidrige Errichtung ei-
ner US-Militarbasis bei der syri-
schen Grenzstadt Al Tanf. Um die-
sen herum wurde eine Schutzzone
von der US-Armee eingerichtet. Auf
dem Stützpunkt wird eine »Neue sy-
rische Armee« trainiert, die offiziell
gegen den »Islamischen Staat« (IS)
kämpfen soll. Da dieser nun als weit-
gehend geschlagen gilt, wird den
Truppen vermutlich eine neue Auf-
gabe im Rahmen der 30 000 Mann
starken Grenzarmee zukommen, die
die USA in Syrien zum Schutz vor
dem Wiedererstarken des IS auf-
baut. Die Bundeswehr ist seit Okto-
ber 2017 auf dem Militärstützpunkt
Al Azrak stationiert. Bundesvertei-
digungsministerin Ursula von der
Leyen übergab dort kürzlich Fahr-
zeuge und Material an das jordani-
sche Militär. Fokus ist die Grenzsi-
cherung nach Syrien.
Große Probleme bereitet Jorda-

nien die schlechte wirtschaftliche
Lage. IrakundSyriengehören zuden
engsten Wirtschaftspartnern, der
Handel liegt aber seit Jahren brach.
Der Versuch, den Grenzübergang
Nassib nach Syrien zum Jahresbe-
ginn zu öffnen, konnte nicht reali-
siert werden. Kampfverbände, die
sich dort festgesetzt haben, ziehen
nicht ab. Vor dem Krieg passierten
Waren im Wert von 1,5 Milliarden
US-Dollar jährlich die Grenze.


